
Name des Veranstalters: 

 

Anschrift (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort): 

 

Telefon: 

 

Telefax: 

E-Mail: 

 

 

     Anzeige einer öffentlichen Veranstaltung  

     Antrag für die Veranstaltung einer öffentlichen Vergnügung wegen 
 

nicht fristgerechter Erstattung der Anzeige für eine öffentliche Veranstaltung (kürzer als eine Woche vorher) 

motorsportliche Veranstaltung 

einer Veranstaltung, die in nicht dafür bestimmten Anlagen stattfinden soll, mit mehr als 1.000 Besuchern zugleich 

__________________________     _________________________ 

Ort, Datum         Unterschrift des Veranstalters 

Bitte zurück an VGem. Diespeck, Rathausplatz 1, 91456 Diespeck 

 

 

 

Zeitpunkt der 
Veranstaltung 

 

 

 

        einmalige Veranstaltung                     regelmäßig  wiederkehrende, gleichartige Veranstaltung 

Besucher: Voraussichtliche Anzahl der Besucher: 

Datum: Datum: 

 

Datum: 

Uhrzeit (von)    bis     

 

Uhrzeit (von)    bis    Uhrzeit (von)   bis    

Regelmäßig am (Wochentag): 

 

Uhrzeit (von)   bis    

Ort der Veranstaltung 
Ort, Straße, Haus-Nr.: 

 

Art/Anlass der 
Veranstaltung 

Tanz, Konzert, bunter Abend etc.: 

 

Räumlichkeiten 

Größe des Raumes: 

                               m² 

Größe der Tanzfläche: 

                                                m² 

Zugelassene Personenzahl: 

Anzahl der Toiletten: 

 

Anzahl der Parkmöglichkeiten: Ort der Parkmöglichkeiten: 

Art der Musikdarbietung 

       Alleinunterhalter        Mechanische Musik (z. B. Schallplatten, Tonband, Musikbox) 

Musikkapelle (Name): Anzahl der Musiker: 

Eintrittsgeld        Kein Eintrittsgeld                 EUR               je Person 

Sperrzeitverkürzung         ist nicht erforderlich         wird beantragt 

Veranstalterhaftpflicht 
       Ja                                            Nein 

Sicherheitsdienst        Ja                  Nein Wenn Ja Name: 

Abgabe von 

       Alkoholischen Getränken                    Alkoholfreien Getränken                     Speisen 

       folgender Getränke:                                                               folgender Speisen: 

 

 

Verantwortlicher 
während der 
Veranstaltung 

Name: Telefon: Handy: 

Bemerkungen  

Eingangsvermerk: 



 

Auflagen: 

1. Es sind alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um eine Störung der Nachtruhe, insbesondere der Hausbewohner und der Nachbarschaft zu 

vermeiden.  

2. Die für bestimmte Tage (z. B. für den Volkstrauertag) gesetzlich oder durch die Gemeinde angeordneten Beschränkungen öffentlicher und 

sonstiger Vergnügungen sind zu beachten.  

3. Bei Tanzveranstaltungen sind die hierfür geltenden Bestimmungen des Gesetzes über den Schutz der Sonn- und Feiertage (Feiertagsgesetz – 

FTG) in der derzeit gültigen Fassung einzuhalten.  

4. Die Arbeitsschutzbestimmungen, insbesondere die Vorschriften über die Arbeitszeit des Personals, sind zu beachten.  

5. Die Eingänge und Ausgänge des Lokals sind bis zum Weggang des letzten Gastes unversperrt und ausreichend beleuchtet zu halten.  

6. Die Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) sind einzuhalten. 

7. Weitere Auflagen bleiben vorbehalten.  

Jugendschutzgesetz (JuSchG) 

(Auszug aus dem Gesetz vom 23. Juli 2002, BGBL. I S. 2730) 

 
§ 1 Begriffsbestimmung 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes 
1. sind Kinder (Personen), die noch nicht 14 Jahre alt sind, 
2. sind Jugendliche Personen, die 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind, 
3. ist personensorgeberechtigte Person, wem allein oder gemeinsam mit einer anderen Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
die Personensorge zusteht, 
4. ist erziehungsbeauftragte Person jede Person über 18 Jahre, soweit sie auf Dauer oder zeitweise aufgrund einer Vereinbarung mit der 
personenberechtigten Person Erziehungsaufgaben wahrnimmt oder soweit sie ein Kind oder eine jugendliche Person im Rahmen der Ausbildung oder 
der Jugendhilfe betreut. 
 

§ 2 Prüfungs- und Nachweispflicht 
(1) Soweit es nach diesem Gesetz auf die Begleitung durch eine erziehungsbeauftragte Person ankommt, haben die in § 1 Nr. 4 genannten Personen 
ihre Berechtigung auf Verlangen darzulegen. Veranstalter und Gewerbetreibende haben in Zweifelsfällen die Berichtigung zu überprüfen. 
(2) Personen, bei denen nach diesem Gesetz Altersgrenzen zu beachten sind, haben ihr Lebensalter auf Verlangen in geeigneter Weise nachzuweisen. 
Veranstalter und Gewerbetreibende haben in Zweifelsfällen das Lebensalter zu überprüfen. 
 

§ 4 Gaststätten 
(1) Der Aufenthalt in Gaststätten darf Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren nur gestattet werden, wenn eine personensorgenberechtigte oder 
erziehungsbeauftragte Person sie begleitet oder wenn sie in der Zeit zwischen 5 Uhr und 23 Uhr eine Mahlzeit oder ein Getränk einnehmen. 
Jugendlichen ab 16 Jahren darf der Aufenthalt in Gaststätten ohne Begleitung einer personensorgeberechtigten oder erziehungsbeauftragten Person in 
der Zeit von 24 Uhr und 5 Uhr morgens nicht gestattet werden. 
 

§ 5 Tanzveranstaltungen 
(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Tanzveranstaltungen ohne Begleitung einer personensorgeberechtigten oder erziehungsbeauftragten Person darf 
Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren nicht und Jugendliche ab 16 Jahren längstens bis 24 Uhr gestattet werden. 
(2) Abweichend von Absatz 1 darf die Anwesenheit Kindern bis 22 Uhr und Jugendlichen unter 16 Jahren bis 24 Uhr gestattet werden, wenn die 
Tanzveranstaltung von einem anerkannten Träger der Jugendhilfe durchgeführt wird oder der künstlerischen Bestätigung oder der Brauchtumspflege 
dient. 
(3) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen genehmigen. 
 

§ 7 Jugendgefährdende Veranstaltungen und Betriebe 
Geht von einer öffentlichen Veranstaltung oder einem Gewerbebetrieb eine Gefährdung für das körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kindern 
oder Jugendlichen aus, so kann die 
zuständige Behörde anordnen, dass der Veranstalter oder Gewerbetreibende Kindern und 
Jugendlichen die Anwesenheit nicht gestatten darf. Die Anordnung kann Altersbegrenzungen, 
Zeitbegrenzungen oder andere Auflagen enthalten, wenn dadurch die Gefährdung 
ausgeschlossen oder wesentlich gemindert wird. 
 

 
§ 9 Alkoholische Getränke 

(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in der Öffentlichkeit dürfen 
1. Branntwein, branntweinhaltige Getränke oder Lebensmittel, die Branntwein in nicht 
 nur geringfügiger Menge enthalten, an Kinder und Jugendliche, 
2. andere alkoholische Getränke an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren 
 weder abgegeben noch darf ihnen der Verzehr gestattet werden. 
 
(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht, wenn Jugendliche von einer personensorgeberechtigten Person begleitet werden. 
 
(3) In der Öffentlichkeit dürfen alkoholische Getränke nicht in Automaten angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat 
1. an einem für Kinder und Jugendliche unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder 
2. in einem gewerblich genutzten Raum aufgestellt und durch technische Vorrichtungen 

oder durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, dass Kinder und Jugendliche 
alkoholische Getränke entnehmen können. 
§ 20 Nr.1 des Gaststättengesetzes bleibt unberührt. 
 

(4) Alkoholhaltige Süßgetränke im Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 des Alkopopsteuergesetzes dürfen gewerbsmäßig nur mit dem Hinweis „Abgabe an 
Personen unter 18 Jahren verboten, § 9 Jugendschutzgesetz“ in den Verkehr gebracht werden. Dieser Hinweis ist auf der Fertigpackung in der gleichen 
Schriftart und in der gleichen Größe und Farbe wie die Marken- oder Phantasienamen oder, soweit nicht vorhanden, wie die Verkehrsbezeichnung zu 
halten und bei Flaschen auf dem Frontetikett anzubringen. 
 

§ 10 Rauchen in der Öffentlichkeit, Tabakwaren 
(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst in der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren an Kinder oder Jugendliche weder abgegeben noch darf ihnen das 
Rauchen gestattet werden. 
(2) In der Öffentlichkeit dürfen Tabakwaren nicht in Automaten angeboten werden. Dies gilt nicht, wenn ein Automat 
1. an einem Kindern und Jugendlichen unzugänglichen Ort aufgestellt ist oder 
2. durch technische Vorrichtungen oder durch ständige Aufsicht sichergestellt ist, dass Kinder und Jugendliche Tabakwaren nicht entnehmen können. 
 
Mindeststandards für den Jugendschutz bei Veranstaltungen 

 

 


